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Von Jana Tashina Wörrle

Berlin braucht mehr Schulen für die 
steigende Anzahl der Schüler*innen, 
65 sollen es bis 2022 werden. Nur: 
Wo in Berlin gibt es noch freie Bau-
flächen? Die logische Folgerung aus 
diesem Dilemma könnte sein, dass 
für Neues Altes weichen muss.

Genau das ist die Befürchtung 
im Fall des Schul-Umwelt-Zentrums 
(SUZ) Mitte. Konkret geht es um den 
Standort der Gartenarbeitsschule 
an der Seestraße 74 in Wedding, die 
zum SUZ gehört. Gleich nebenan soll 
eine neue Grundschule gebaut wer-
den. Noch steht hier das Haus der 
Gesundheit, doch das ist verschim-
melt und wird abgerissen. Die neue 
Grundschule wird jedoch mehr Platz 
benötigen als dieser alte Bau. Denn 
das Musterraumprogramm für Ber-
liner Grundschulen sieht eine lange 
Liste von Funktionen vor, die ein 
Schulneubau erfüllen muss, sowohl 
für das Gebäude als auch für Flächen 
unter freiem Himmel – Pausenhof, 
Rückzugsorte und wenn möglich 
auch ein Schulgarten. Das braucht 
Platz, und so entsteht die abstruse 
Situation, dass zwei Bildungsorte in 
Konkurrenz geraten könnten.

Die Gartenarbeitsschule in der 
Seestraße gibt es seit über 60 Jahren. 
Sie ist eine von 14 in Berlin, die erste 
wurde 1920 in Neukölln gegründet. 
Diese aus der Reformpädagogik ent-
standenen Lernorte sollen es Berli-
ner Schul- und Kita-Kindern ermög-
lichen, Umweltbildung ganz konkret 
zu erleben: beim Gemüseanbau auf 
eigenen Beeten, bei der Ernte und 
dem Verarbeiten von Selbstange-
bautem und auch beim Beobachten 
der Natur, die sie umgibt. Nur rund 
35 Prozent der Berliner Schulen ha-
ben derzeit einen eigenen Schulgar-
ten. Die anderen können stattdessen 
die Angebote der Gartenarbeitsschu-
len nutzen. Mit der letzten Änderung 
des Berliner Schulgesetzes 2016 wur-
den die Gartenarbeitsschulen darin 
als „außerschulische Lernorte“ ver-
ankert. Die Nachfrage von Schulen 
und Kindergärten steigt beständig 
– auch aufgrund der Vorgaben für 
Umweltbildung im Rahmenlehrplan. 
Das SUZ Mitte bräuchte daher eher 
mehr als weniger Platz. Nun muss es 
jedoch darum bangen, wie viel Flä-
che die Gartenarbeitsschule an den 
Schulneubau abgeben muss.

Über die konkreten Baupläne wird 
noch diskutiert, denn bislang ist erst 
theoretisch geklärt, wie die neue 
Grundschule aussehen soll. Der Se-
nat hat sich auf zwei verschiedene 
Prototypen geeinigt – einen für eine 
drei- und einen für eine vierzügige 
Grundschule. Diese Prototypen sol-
len an mehreren Standorten – indi-
viduell angepasst – gebaut werden, 
also auch auf dem Grundstück in 
der Seestraße, wo die Gartenarbeits-
schule Wedding ihren Standort hat. 
Das Bauvorhaben trägt zwar den Na-
men der Adresse des noch stehenden 
Hauses der Gesundheit „Reinicken-
dorfer Straße 60“. Doch alles deu-
tet darauf hin, dass der Schulneu-
bau mehr Fläche in Anspruch neh-
men wird.

Besonders in Gefahr sind die 
Schul- und Kita-Beete der benach-
barten Gartenarbeitsschule, die Wie-
sen, auf denen seit Jahrzehnten Obst-
bäume wachsen, und die Imkerei, 
denn sie grenzen direkt an die Neu-
bauflächen. „Sie sind dabei, einen fol-
genschweren Fehler zu begehen – auf 
dem Rücken von rund 10.000 Kita- 
und Schulkindern. Sie wollen 15 Ki-
tas und 20 Schulen im Bezirk einen 
wichtigen Lernort entziehen“, heißt 
es deshalb in einer Online-Petition, 
die sich an den Bezirk Mitte und das 
Land Berlin richtet. Initiiert hat die 
Petition Stephan Knorre, beim Deut-
schen Kinderschutzbund Berlin zu-
ständig für die Öffentlichkeitsarbeit. 
Sein Arbeitgeber ist Träger einer Kita, 
deren Kinder Beete in der Seestraße 
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Berlins Kultursenator Klaus 
Lederer hat eine umfassende 
Aufarbeitung der Kolonial-
zeit angemahnt. „Die Ver-
antwortung nur auf die eth-
nologischen Museen abzu-
schieben, würde viel zu kurz 
greifen“, sagte der Linken-Po-
litiker in einem Gespräch mit 
der Deutschen Presse-Agen-
tur. „Koloniale Abhängigkei-
ten und Machtverhältnisse 
wirken bis heute fort. Und 
diesem Thema müssen wir 
uns mit aller Ernsthaftigkeit 
und Beherztheit widmen.“

Dazu gehören nach An-
sicht von Lederer nicht 
nur das Eingeständnis von 
Schuld und die Übernahme 
von Verantwortung gegen-
über den Ländern des Sü-
dens. Es gehe auch um anhal-
tende koloniale Denkweisen 
bei uns. „Der Kolonialismus 
ist in der Gesellschaft immer 
noch präsent. Auch im Ber-
liner Stadtbild gibt es noch 
eine ganze Menge – angefan-
gen von der Diskussion um 
die Mohrenstraße bis zu Bil-
dern an Häuserfassaden, in 
denen sich die Ideologie von 
Über- und Unterordnung 
ausdrückt.“

In den kommenden Jahren 
soll die Kolonialgeschichte 
der Stadt möglichst gründ-

lich aufgearbeitet werden. 
„Wir haben uns vorgenom-
men, gemeinsam mit den 
Bezirksmuseen und der Stif-
tung Stadtmuseum, vor al-
lem aber mit den vielen In-
itiativen und Selbstorgani-
sationen, die sich seit vielen 
Jahren hierzulande damit be-
schäftigen, diesen Prozess 
aufzusetzen“, sagte Lederer. 
„Wenn das Abgeordneten-
haus uns die finanzielle Un-
terstützung gibt, können wir 
im übernächsten Jahr damit 
anfangen.“

Dabei sind nicht nur die 
ethnologischen, sondern 
alle Museen gefordert, ihre 
Sammlungen auf koloniales 
Unrecht hin zu durchforsten. 
Ein erster dringender Schritt 
sei die Digitalisierung der Be-
stände, sagte der Kultursena-
tor. „Denn wie soll ein Dialog 
auf Augenhöhe überhaupt 
stattfinden, wenn selbst die 
Museen nicht bis ins Letzte 
wissen, über was sie über-
haupt verfügen?“
In einem zweiten Schritt 
müssten Rückgabeforde-
rungen der Herkunftsländer 
ernst genommen werden, so 
Lederer. „Wir können die An-
sprüche nicht immer nur mit 
der schwierigen Rechtslage 
kontern. Wir sollten auch mal 
loslegen, um zumindest sym-
bolisch deutlich zu machen, 
dass wir es ernst meinen.“
Dabei gehe es nicht darum, 
problematische Bestände 
möglichst schnell loszuwer-
den. „Ziel muss es sein, so-
lidarische Kooperationsbe-
ziehungen auf Augenhöhe 
zu schaffen.“

Lederer 
will 
aufräumen
Der Kultursenator 
fordert, dass sich 
die Museen mit der 
Kolonialgeschichte 
auseinandersetzen

betreuen und auch die anderen Bil-
dungsangebote nutzen.

Marie Mösinger backt gerade 
Plätzchen mit einer Kindergruppe, 
als sie von den Bauplänen erzählt, 
die im SUZ derzeit alle stark beschäf-
tigen. Mösinger ist eigentlich Ärztin 
im Bundeswehrkrankenhaus, aber 
seit sie vor Jahren hier ihr Freiwil-
liges Ökologisches Jahr absolvierte, 
verbringt sie viel freie Zeit in der 
Gartenarbeitsschule. „Hierher kom-
men viele Kitas mit Kindern, die in-
tegrativ betreut werden, und auch 
Grundschulen schicken die Klassen 
mit Schülern hierher, die besser ler-
nen, wenn sie praktische Arbeiten 
übernehmen können. Jeder Zen-
timeter Fläche wird hier genutzt“, 
berichtet die Ärztin, die sich darü-
ber beschwert, dass der Bezirk der-
art bewährte Einrichtungen zu we-
nig beachte, wenn es darum gehe, 
neue prestigeträchtige Projekte auf 
den Weg zu bringen. Auch Stephan 
Knorre befürchtet, dass es nur ein 
erster Schritt sein könnte, wenn die 
Gartenarbeitsschule für den Schul-
neubau tatsächlich Flächen abge-
ben muss. „Berlin braucht Schulen, 
aber hier werden zwei wichtige Bil-
dungsangebote gegeneinander aus-
gespielt“, sagt er. Nach seiner Wahr-
nehmung hat das SUZ in der Planung 
des Bezirks zu wenig Mitsprache-

recht. Auch darauf möchte er mit 
der Petition hinweisen.

Für den Bezirk Mitte ist das Schul-
bauvorhaben auf dem Grundstück 
des maroden Hauses der Gesund-
heit sozusagen ein Glücksfall, denn 
so einfach ist es in der Berliner In-
nenstadt nicht, an Bauflächen in 
ausreichender Größe zu kommen, 
„auf denen man die Vorgaben des 
Musterraumprogramms größten-

teils erfüllen kann“, erklärt Cars-
ten Spallek (CDU), Bildungsstadt-
rat von Mitte. Die frei werdende Flä-
che gemeinsam mit einem Teil des 
SUZ-Geländes könnte für eine neue 
Grundschule prima passen. Der neue 
Grundschulprototyp kann als modu-
lares System an den jeweiligen Stand-
ort angepasst werden. „Wir werden 
Kompromisse finden müssen. Viel-
leicht kann man ja auf einen Schul-
garten verzichten, wenn man eine 
Gartenarbeitsschule als Nachbarn 

hat“, gibt der Bezirksstadtrat als Bei-
spiel vor. Spallek zufolge wird die 
Gartenarbeitsschule ausreichend 
berücksichtigt werden. Sein Kollege 
Ephraim Gothe (SPD), Bezirksstadt-
rat für Stadtentwicklung, bestätigt al-
lerdings schriftlich, dass es flächen-
mäßig Überschneidungen mit dem 
SUZ-Gelände durch die nötige Um-
setzung der Musterraumprogramm-
punkte „Gymnastikwiese“, „Schulgar-
ten“ und „Pausenfläche“ geben wird.

Konkreter sind die Pläne noch 
nicht, und so möchten sich auch 
die Grünen noch nicht darauf fest-
legen, dass die Gartenarbeitsschule 
tatsächlich verkleinert werden muss. 
Andreas Otto, der baupolitische Spre-
cher der Grünen-Fraktion im Abge-
ordnetenhaus, sieht zwar, dass bei 
der Planung neuer Grundschulen 
oft das Drumherum vergessen und 
nur an die Gebäude selbst gedacht 
werde. „Im konkreten Fall ist aber 
noch nichts abschließend beschlos-
sen und man kann ja auch mal etwas 
umdenken und höher statt breiter 
bauen oder einen Garten aufs Dach 
verlegen“, schlägt er vor. Doch auch 
das wäre für die Gartenarbeitsschule 
ein Problem – vor allem für den alten 
Baumbestand. Denn ein Nachbar-
haus mit vielen Stockwerken würde 
dem Grundstück und allem, was dort 
wächst, die Sonne nehmen.

„Hier werden zwei 
Bildungsangebote 
gegeneinander 
ausgespielt“
Stephan Knorre,  
Deutscher Kinderschutzbund
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ist in der 
Gesellschaft 
noch präsent“
Klaus Lederer, Kultursenator
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